
 

Gesetzentwurf 

der Landesregierung  

für ein Gesetz zu dem Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens  

über das Deutsche Institut für Bautechnik 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 8. Mai 2017 den nachstehenden, durch Kabinetts-
beschluss vom 5. Mai 2017 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Landtag zur Be-
schlussfassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Minister für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Landesentwicklung vertreten.  
 
 
 
A. Problem  

 Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) dient der einheitlichen Erfüllung bautechni-
scher Aufgaben auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts. Struktur und Aufgaben des In-
stituts werden insbesondere im Abkommen des Bundes und der Länder sowie in einer 
Satzung näher geregelt. 

 
 Die dritte Änderung des DIBt-Abkommens steht im Zusammenhang mit der neuen Verord-

nung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 
zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und 
zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5) (EU-
Bauproduktenverordnung), die am 1. Juli 2013 vollständig in Kraft getreten ist und die 
Bauproduktenrichtlinie (89/106/EWG) abgelöst hat. Parallel ist am 1. Juli 2013 das Gesetz 
zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zur Festlegung harmonisierter Be-
dingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Umsetzung und Durchführung 
anderer Rechtsakte der Europäischen Union in Bezug auf Bauprodukte (Bauproduktenge-
setz - BauPG) vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2449. 2450) in Kraft getreten. Damit 
sind die Voraussetzungen geschaffen worden, dass die EU-Bauproduktenverordnung ab 
dem 1. Juli 2013 in Deutschland ausgeführt werden kann. 

 
 Durch diese Änderung der Rechtslage entfallen einerseits Aufgaben, die dem DIBt bis-

lang nach dem inzwischen außer Kraft getretenen Gesetz über das Inverkehrbringen von 
und den freien Warenverkehr mit Bauprodukten zur Umsetzung der Richtlinie 
89/106/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über Bauprodukte und anderer Rechtsakte der 
Europäischen Gemeinschaften in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.04.1998 
(BGBl. I S. 812) zugewiesen waren. 

 
 Andererseits werden dem DIBt neue Aufgaben zugewiesen. So ist das DIBt nach § 1 

Abs. 1 BauPG als Technische Bewertungsstelle i.S.v. Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 der 
EU-Bauproduktenverordnung benannt und wirkt gemäß § 1 Abs. 2 BauPG in der Organi-
sation Technischer Bewertungsstellen nach Art. 31 der EU-Bauproduktenverordnung mit. 
Als Technische Bewertungsstelle erteilt das DIBt auf Antrag Europäische Technische 
Bewertungen auf der Grundlage von Europäischen Bewertungsdokumenten, die von der 
Organisation Technischer Bewertungsstellen nach einem festgelegten Verfahren erarbei-
tet worden sind. 

 
 Zudem ist das DIBt gemäß § 3 Abs. 1 BauPG als notifizierende Behörde im Sinne von 

Art. 40 Abs. 1 der EU-Bauproduktenverordnung benannt. Als notifizierende Behörde er-
teilt das DIBt die Befugnis an Stellen, Aufgaben eines unabhängigen Dritten zur Bewertung 
und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit gemäß der EU-Bauproduktenverordnung 
wahrzunehmen. Alle Stellen müssen nach der EU-Bauproduktenverordnung erneut notifi-
ziert werden. Die Begutachtung und Überwachung der Stellen erfolgt durch die Deutsche 
Akkreditierungsstelle GmbH. 
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 Des Weiteren wurde das DIBt in § 30 der Energieeinsparverordnung (EnEV) als vorläu-
fige Registrier- und Kontrollstelle von Energieausweisen sowie Registrierstelle von In-
spektionsberichten benannt. 

 
 Anlass zur Änderung des DIBt-Abkommens ergab sich weiter aus der erforderlichen Zu-

stimmung fast aller Länderparlamente für die Aufnahme neuer Aufgaben in das Abkom-
men (Ratifizierung). Neue Aufgaben konnten nur mit erheblichen zeitlichen Verzögerun-
gen in das Abkommen aufgenommen werden. Durch die Aufnahme einer Öffnungsklau-
sel in das DIBt-Abkommen soll eine flexiblere und schnellere Erweiterung des Aufga-
benkataloges ermöglicht werden. 

 
B.  Lösung 

 Aufgaben des DIBt, die aufgrund der geänderten Rechtslage bereits entfallen sind, wer-
den aus dem DIBt-Abkommen herausgenommen. Dem DIBt bereits mit dem BauPG oder 
der EnEV übertragene neue Aufgaben (Art. 2 Abs. 1) werden ergänzt. 

 
 Ferner wird eine Öffnungsklausel (Art. 2 Abs. 7) vorgesehen, die die Übertragung von 

weiteren neuen Aufgaben per Verwaltungsabkommen auf das DIBt ermöglichen soll. 
Neue Aufgaben können nur dann schneller und flexibler als bisher in den Aufgabenkata-
log des DIBt aufgenommen werden, wenn auf Länderebene ohne vorherige Landtagsbe-
teiligung ein entsprechendes Verwaltungsabkommen unterzeichnet und so die betreffende 
neue Aufgabe übertragen werden kann. 

 
 Auch im Hinblick auf die Aufgaben, die das Institut im Auftrag des Bundes wahrnimmt, 

wird eine solche Öffnungsklausel (Art. 3 Abs. 3) für notwendig erachtet, um erforderli-
chenfalls neue Aufgaben flexibel und zügig übertragen zu können. Die Kosten hierfür 
werden dem Bund über Art. 11 Abs. 2 zugeordnet. Gemäß Art. 11 Abs. 2 erstattet der 
Bund dem Institut die Kosten, die diesem durch die Wahrnehmung der Aufgaben nach 
Art. 3 entstehen - also auch nach Art. 3 Abs. 3 - durch Einzelabrechnung der geleisteten 
Tätigkeiten. In einer gesonderten Finanzierungsvereinbarung werden diese Kosten defi-
niert. Die geltende Finanzierungsvereinbarung (kein Staatsvertrag) müsste im Falle der 
Übertragung einer neuen Aufgabe durch den Bund ergänzt oder abgeändert werden. 

 
 Zudem können die Länder zukünftig die Erteilung von Zustimmungen im Einzelfall für 

Bauprodukte und Bauarten nach den Landesbauordnungen auf das DIBt übertragen, 
nachdem eine solche Aufgabenübertragung immer wieder von einzelnen Ländern nachge-
fragt wurde. Eine entsprechende Regelung wurde in Art. 2 Abs. 6 Nr. 5 aufgenommen. 
Durch eine Anpassung der Regelung in Art. 11 Abs. 6 wird sichergestellt, dass den an-
deren Abkommensbeteiligten hieraus kein finanzieller Nachteil entsteht und die Kosten 
durch das Land getragen werden, das die betreffende Aufgabe übertragen hat. 

 
C.  Befristung 

 Das 3. DIBt-Änderungsabkommen als ergänzender Staatsvertrag und das Gesetz zum 
Abkommen können nicht befristet werden. 

 
D.  Alternativen 

 Die Abkommensänderung dient im Wesentlichen der Anpassung des Abkommens an gel-
tendes EU- und Bundesrecht. Diesbezüglich besteht kein Handlungsspielraum. 

 
E. Finanzielle Auswirkungen 

 1.  Auswirkungen auf die Liquiditäts- oder Ergebnisrechnung 
 

 Liquidität Ergebnis 

 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 

Einmalig im 

Haushaltsjahr 

0 0 0 0 

Einmalig in künftigen 

Haushaltsjahren 

0 0 0 0 

Laufend ab  

Haushaltsjahr 2017 

0 0 0 0 

 
 2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Erfolgsrechnung 
 
  Inwieweit die Aufgabenwahrnehmung beim DIBt zu einer Steigerung des Arbeitsauf-

wandes führt, ist gegenwärtig nicht abzusehen. Es liegen keine Kostenschätzungen 
vor. Die Aufgaben des DIBts sind den jeweiligen Erfordernissen anzupassen. 

 
 3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 
 
  Keine. 
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F.  Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 
und Männern 

 Keine. 
 
G.  Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 Das Gesetz wurde am Maßstab der UN-Behindertenrechtskonvention überprüft.  
 
 Es bestand kein Änderungsbedarf. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zu dem Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens  
über das Deutsche Institut für Bautechnik 

 
Vom 

 
 

§ 1 
 
Dem vom 24. Juni 2014 bis zum 26. Oktober 2016 unterzeichneten Abkommen zur dritten Än-
derung des vom 16. Oktober 1992 bis zum 2. Dezember 1992 unterzeichneten Abkommens 
über das Deutsche Institut für Bautechnik (GVBl. I S. 664), zuletzt geändert durch das vom 14. 
September 2010 bis zum 15. Mai 2012 unterzeichnete Abkommen (GVBl. 2013 S. 202), wird 
zugestimmt. 
 
 

§ 2 
 
(1) Das Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens über das Deutsche Institut für Bau-
technik wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 
 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens über das Deutsche 
Institut für Bautechnik nach seiner Nr. 2 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt be-
kanntzugeben. 
 
 

§ 3 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 
 
 
A.  Allgemeines 
 
Das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) dient der einheitlichen Erfüllung bautechnischer 
Aufgaben auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts. Struktur und Aufgaben des Instituts werden 
insbesondere im Abkommen des Bundes und der Länder sowie in einer Satzung näher geregelt.  
 
Die dritte Änderung des DIBt-Abkommens steht im Zusammenhang mit der neuen Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festle-
gung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung 
der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5) (EU-Bauproduktenverordnung), 
die am 1. Juli 2013 vollständig in Kraft getreten ist und die Bauproduktenrichtlinie 
(89/106/EWG) abgelöst hat. Parallel ist am 1. Juli 2013 das Gesetz zur Durchführung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 305/2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung 
von Bauprodukten und zur Umsetzung und Durchführung anderer Rechtsakte der Europäischen 
Union in Bezug auf Bauprodukte (Bauproduktengesetz - BauPG) vom 5. Dezember 2012 (BGBl. 
I S. 2449. 2450) in Kraft getreten. Damit sind die Voraussetzungen geschaffen worden, dass die 
EU-Bauproduktenverordnung ab dem 1. Juli 2013 in Deutschland ausgeführt werden kann.  
 
Durch diese Änderung der Rechtslage entfallen einerseits Aufgaben, die dem DIBt bislang nach 
dem inzwischen außer Kraft getretenen Gesetz über das Inverkehrbringen von und den freien 
Warenverkehr mit Bauprodukten zur Umsetzung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. 
Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Bauprodukte und anderer Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28.04.1998 (BGBl. I S. 812) zugewiesen waren.  
 
Andererseits werden dem DIBt neue Aufgaben zugewiesen. So ist das DIBt gemäß § 1 Abs. 1 
BauPG als Technische Bewertungsstelle i.S.v. Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 der EU-
Bauproduktenverordnung benannt und wirkt gemäß § 1 Abs. 2 BauPG in der Organisation 
Technischer Bewertungsstellen nach Art. 31 der EU-Bauproduktenverordnung mit. Als Techni-
sche Bewertungsstelle erteilt das DIBt auf Antrag Europäische Technische Bewertungen auf der 
Grundlage von Europäischen Bewertungsdokumenten, die von der Organisation Technischer 
Bewertungsstellen nach einem festgelegten Verfahren erarbeitet worden sind.  
 
Zudem ist das DIBt gemäß § 3 Abs. 1 BauPG als notifizierende Behörde im Sinne von Art. 40 
Abs. 1 der EU-Bauproduktenverordnung benannt. Als notifzierende Behörde erteilt das DIBt die 
Befugnis an Stellen, Aufgaben eines unabhängigen Dritten zur Bewertung und Überprüfung der 
Leistungsbeständigkeit gemäß der EU-Bauproduktenverordnung wahrzunehmen. Alle Stellen 
müssen nach der EU-Bauproduktenverordnung erneut notifiziert werden. Die Begutachtung und 
Überwachung der Stellen erfolgt durch die Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH. 
 
Des Weiteren wurde das DIBt in § 30 der Energieeinsparverordnung (EnEV) als vorläufige Re-
gistrier- und Kontrollstelle von Energieausweisen sowie Registrierstelle von Inspektionsberich-
ten benannt. 
 
Anlass zur Änderung des DIBt-Abkommens ergab sich weiter aus der erforderlichen Zustim-
mung fast aller Länderparlamente für die Aufnahme neuer Aufgaben in das Abkommen (Ratifi-
zierung). Neue Aufgaben konnten nur mit erheblichen zeitlichen Verzögerungen in das Ab-
kommen aufgenommen werden. Durch die Aufnahme einer Öffnungsklausel in das DIBt-
Abkommen soll eine flexiblere und schnellere Erweiterung des Aufgabenkataloges ermöglicht 
werden. 
 
 
B.  Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu § 1 
 
In § 1 stimmt das Land Hessen dem Abkommen zur dritten Änderung des Abkommens über das 
Deutsche Institut für Bautechnik zu. 
 
Zu § 2 
 
§ 2 Abs. 1 regelt die Veröffentlichung des Abkommens zur dritten Änderung des Abkommens 
über das Deutsche Institut für Bautechnik mit Gesetzeskraft. 
 
§ 2 Abs. 2 regelt die Bekanntgabe des Inkrafttretens des Abkommens zur dritten Änderung des 
Abkommens über das Deutsche Institut für Bautechnik.  
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Zu § 3 
 
Damit die dritte Änderung des Abkommens möglichst frühzeitig in Kraft treten kann, ist es er-
forderlich, dass die Bestätigungsurkunde über die Ratifizierung des Abkommens zur dritten Än-
derung des Abkommens über das Deutsche Institut für Bautechnik baldmöglichst der für das 
Bauwesen zuständigen Senatsverwaltung des Landes Berlin zugestellt wird. Das Gesetz sollte 
deshalb am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 
 
 
Wiesbaden, 6. Mai 2017  
  
Der Hessische Ministerpräsident Der Hessische Minister für Wirtschaft, 

Energie, Verkehr und Landesentwicklung 
Bouffier Al-Wazir 
 
 
 
 
 
Anlage 




















































